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Technology Assessment in der Bundesrepublik Deutschland 
-  Eine Stellungnahme
Von Prof. Dr. Meinolf Dierkes

Vom Ausschuß für Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen des Deutschen 
Bundestages wurde Professor Dr. Dierkes um eine 
persönliche Stellungnahme zu den Fragen an die 
deutschen Sachverständigen bezüglich der verfas­
sungspolitischen, rechtlichen und organisatorischen 
Probleme einer künftigen Beratungskapazität zur 
Bewertung technologischer Entwicklungen gebeten. 
Der mündliche Vortrag in der öffentlichen Infor­
mationssitzung des Ausschusses am 5. 12. 1973 in 
Bonn befaßte sich mit dem Themenkreis der allge­
meinen Bedeutung der technologischen Bewertung 
als politisches Instrument (A), des Entwicklungsstan­
des der Bewertungsmethoden (B) und der möglichen 
Organisationsformen einer Institution fürTechnology 
Assessment (C).

A. 1. Welche Bedeutung messen Sie der technolo­
gischen Bewertung als Instrument der Politik 
bei?

Geht man davon aus, daß die Entwicklung neuer 
Technologien zu den zentralen Entscheidungen 
eines Landes gehört, die sich an gesamtgesellschaft­
lichen Kriterien orientieren sollten, so werden die 
Grenzen der bisherigen Technologie-Politik und die 
Schwächen ihrer Entscheidungsstrukturen deutlich:

Die staatliche Förderung der technologischen Ent­
wicklung ging in der Bundesrepublik Deutschland 
wie in anderen Ländern auch entweder überwie­
gend von der Annahme aus, daß jede technologi­
sche Neuerung per se einen Fortschritt für die Ge­
sellschaft darstelle, oder stand vielfach unter dem 
Eindruck der technologischen Entwicklung anderer 
Länder und versuchte durch entsprechenden Mittel­
einsatz Fortschritte auf Gebieten zu erreichen, die 
weitgehend durch die technologische Entwicklung 
dieserVergleichsländer vorgezeichnet waren („tech- 
nological-gap"-Psychose).

Eine Ausrichtung auf die grundlegenden Lebens­
bedürfnisse der Bevölkerung und eine Abschätzung 
derjenigen Auswirkungen der äusgewählten und 
geförderten Technologien, die unbeabsichtigt, in­
direkt oder mit großeri Zeitverzögerung auftreten, 
erfolgte nur selten und Wenig systematisch oder 
wurde in ihrer Bedeutung infolge der Konzentration 
auf die positiven Aspekte der neuen Technologie

verkannt, wie die Diskussion um die „spin-off"- 
Komponenten neuer Technologien deutlich macht.

Die industrielle Entwicklung neuer Technologien
war im wesentlichen am Kriterium der privatwirt­
schaftlichen Rentabilität und am Marktmechanismus 
als Assessment-Prozeß orientiert; gesamtwirtschaft­
liche Aspekte wurden nur mit wenigen Ausnahmen 
und dann überwiegend informell und wenig syste­
matisch berücksichtigt. Soweit Nebenwirkungen in 
die Entscheidungsüberlegungen -  meist aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften (z. B. Arzneimittel-Gesetz­
gebung, Bauaufsicht, TÜV, Gewerbeaufsicht) -  ein­
bezogen wurden, beschränkte man sich weitgehend 
auf punktuelle, direkte und überwiegend technische 
Aspekte. Im Hinblick auf die gewandelten Zielvor­
stellungen der Gesellschaft ist die einzelwirtschaft- 
liche Rentabilität jedoch, wie die neuere Diskussion 
um ein gesellschaftsbezogenes Planungs-, Rech- 
nungslegungs- und Informationssystem für Unter­
nehmungen -  oft unter dem Schlagwort „Sozial­
bilanz" diskutiert -  ein deutig ze igt1), ein zu ein­
geschränktes Kriterium für derartige Entscheidungen. 
Die Teilnehmer am Marktprozeß, vor allem die Kon­
sumenten, sind darüber hinaus nicht oder nur in be­
scheidenem Umfang in der Lage, effizient in der 
Rolle von „Assessors" einer neuen Technologie zu 
fungieren, da ihnen in der Regel jede systematische 
Information vor allem über die bereits erwähnten 
Sekundär- und Tertiäreffekte einer Technologie 
fehlen.

Bezieht man in Erweiterung des herkömmlichen 
Technologiebegriffs auch Sozialtechnologien (z. B. 
neue Konzepte im Gesundheitswesen, einschnei­
dende Veränderungen in der Sozialversicherungs­
gesetzgebung) in die Diskussion des Technology 
Assessment ein, so ist festzuhalten, daß eine syste­
matische Folgenabschätzüng für Sozialtechnologien 
in der Vergangenheit noch weitaus seltener erfolgte 
als für einzelne Elemente der technologischen Ent­
wicklung im engeren Sinne.

Da die traditionellen Kontrollmechanismen nicht 
ausreichen, dürfte unter dem Aspekt des steigen-

’) Vgl. die einzelnen Beiträge in: GolfSb'räte Social Accounting, 
hrsg. von M. Dierkes und R. A. Bauer. New York: Praeger 
Publishers Inc. 1973
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den Bewußtseins für die gesellschaftlichen Kosten2) 
des technischen Fortschritts und der daraus resul­
tierenden Notwendigkeit, die technologische Ent­
wicklung stärker auf die gesamtgesellschaftlichen 
Bedürfnisse abzustellen, die Bedeutung des vom 
Technology Assessment vorgeschlagenen Konzepts 
deutlich werden: die Forderung nämlich, „eine 
integrierte und systematische Abschätzung und Vor­
aussage der wesentlichen (positiven und negativen, 
direkten und indirekten) Auswirkungen in den zen­
tralen Bereichen der Gesellschaft (Wirtschaft, Umwelt, 
Institutionen, Allgemeinheit, spezielle Gruppen), 
die bei der Einführung oder Veränderung einer 
Technologie auftreten" 3), vorzunehmen.

Die Institutionalisierung von Technology Assess­
ment sollte jedoch in einer Form geschehen, die es 
erlaubt, daß über den technischen Fortschritt in all 
seinen wesentlichen Aspekten gesellschaftsbezogen 
entschieden werden kann, daß aber gleichzeitig eine 
zu starke Reglementierung vermieden wird, um die 
notwendige Flexibilität und Spontaneität des For- 
schungs- und Entwicklungsprozesses zu erhalten 
und zu fördern.

A. 2. Welche Art von Informationen werden nach 
Ihrer Auffassung vom Parlament für seine 
Kontrolltätigkeit und zur Ausübung seines In­
itiativrechts benötigt?

Die grundlegende Voraussetzung einer effizienten 
Ausübung der Kontrolltätigkeit und des Initiativ­
rechts des Parlaments auf diesem Gebiet wäre eine 
klare von der Bundesregierung und dem Parlament 
festgelegte forschungspolitische Zielbestimmung, an 
der sich die Einzelentscheidungen der Technologie- 
Politik orientieren können. Diese Zielbestimmung 
müßte sich ihrerseits an den zentralen Indikatoren

2) Kosten der betrieblichen Leistungserstellung, die nicht in der 
Rechnungslegung und Kalkulation der Unternehmungen erfaßt 
werden, gesamtgesellschaftlich jedoch anfallen und damit auf 
die Allgemeinheit abgewälzt werden, wo sie aus dem gene­
rellen „Overhead" der Gesellschaft oder durch Reduzierung 
der Lebensqualität einzelner Gruppen bezahlt werden.

3) Dierkes, M., Staehle, K. W.: Technology Assessment -  Bessere 
Entscheidungsgrundlagen für die unternehmerische und staat­
lich Planung. 2. überarbeitete Fassung, Battelle-Jnstitut, Frank­
furt, Juli 1973, S. 5

gesellschaftlicher Entwicklung orientieren. Neben 
dieser Zielformulierung wäre erforderlich, daß das 
Parlament -  ebenso wie die Exekutive -  auf neutrale 
Beratungsinstitutionen zurückgreifen kann, die eine 
entsprechende Einschätzung der Folgen einer zur 
Diskussion stehenden Technologie vornehmen so­
wie Hinweise auf Alternativen geben können.

B. 1. Welche wissenschaftlichen Methoden halten 
Sie für wichtig und geeignet, um die voraus­
sichtlichen Auswirkungen von technologischer 
Forschung und Entwicklung auf die Gesell­
schaft zu untersuchen?

B. 2. Wie beurteilen Sie den Entwicklungsstand der 
Methoden, die mit ihnen gewonnenen prak­
tischen Erfahrungen und neue Ansätze für die 
Bewertung technologischer Entwicklungen?

Obwohl eine einheitliche Methodologie des Tech­
nology Assessment nicht existiert und wohl auch 
nicht entwickelt werden kann, dürften die heute zur 
Verfügung stehenden Forschungsstrategien, Daten- 
erhebungs- und Analysetechniken in der Regel da­
zu ausreichen, die grundlegenden Informationen 
über die voraussichtlichen Folgen einer Technologie 
zu liefern, d. h. den Entscheidungsträgern einen 
Überblick über die wesentlichen negativen und po­
sitiven Konsequenzen einschließlich sekundärer und 
tertiärer Effekte zu geben und Möglichkeiten für die 
Beseitigung vor allem schwerwiegender negativer 
Auswirkungen aufzuzeigen.

Vor einer breit angelegten Durchführung von Tech- 
nology-Assessment-Studien dürfte es im Interesse 
einer sinnvollen Standardisierung angebracht sein, 
die bisher angewandten und vorgeschlagenen Vor­
gehensweisen, Datenerhebungs- und Analysetech­
niken kritisch zu analysieren und festzustellen, wel­
che Konzepte für das Assessment welcher Techno­
logien in welchen Phasen (Grundlagenforschung, 
angewandte Forschung, vor oder nach Anwendung 
oder Einführung) besonders geeignet sind. Darüber 
hinaus wäre die weitere Entwicklung der ersten me­
thodischen Ansätze zu überschlägigen „Orientie­
rungsanalysen" erforderlich, um über ein methodi­
sches Instrumentarium zu verfügen, das es ermög­
licht, bei geringem finanziellem und zeitlichem Auf­
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wand zu erkennen, ob und in weichem Umfang 
weitergehende Untersuchungen notwendig sind. 
Eine weitere methodische Schwierigkeit für Techno- 
logy-Assessment-Studien liegt in der Einbeziehung 
von Wertstrukturen, Einstellungen und Verhaltens­
weisen solcher Bevölkerungskreise, die traditionell 
in gesamtgesellschaftlichen Entscheidungsprozessen 
nur wenig repräsentiert sind, sowie in den Möglich­
keiten, die zukünftigen Wertstrukturen, Einstellun­
gen und Verhaltensweisen der Bevölkerung zu er­
fassen. Hier dürfte noch weitere methodische 
Grundlagenforschung erforderlich sein, um die Aus­
sagefähigkeit von Technology-Assessment-Studien 
zu erhöhen. Die bisherigen Erfahrungen geben je­
doch Anlaß zu einigem Optimismus, so daß er­
wartet werden kann, daß zumindest das Grobraster 
fundamentaler sozialer Trends annähernd erfaßt 
werden kann.

B. 3. Wie kann sichergestellt werden, daß bei der 
Auswahl der Methoden und bei der späteren 
Auswertung sachgerechte Lösungen ermög­
licht werden?

Eine größtmögliche Unabhängigkeit der Forschungs­
gruppe, eine weitgehende Multidisziplinarität so­
wie die Anwendung von Konfrontationsstrategien 
(Zusammenbringen von Wissenschaftlern unter­
schiedlicher methodischer Richtungen) bei der Fest­
legung des methodischen Vorgehens dürften am 
ehesten eine sachgerechte Lösung bei der Auswahl 
der Methoden und bei der Auswertung gewährlei­
sten. Darüber hinaus sollten die Grenzen und Mög­
lichkeiten eines partizipativen Modells von Tech­
nology-Assessment-Studien eingehend geprüftwer­
den.

G 1. Halten Sie es für sinnvoll, daß ein „Amt zur 
Bewertung technologischer Entwicklung" beim 
Deutschen Bundestag ähnlich wie das OTA  
beim amerikanischen Kongreß errichtet wird, 
und welche konkreten Vorschläge hätten Sie 
für die Ausstattung einer derartigen Einrich­
tung zu  machen?

C . 2. Sind Sie der Meinung, daß analog zum Sach­
verständigenrat zur Begutachtung der gesamt­

wirtschaftlichen Entwicklung ein Sachverstän­
digenrat zur Begutachtung der technologischen 
Entwicklung beim Bundestag oder bei der Re­
gierung errichtet werden soll?

C. 3. Kann eine Organisationsform entsprechend 
der britischen „Programmes Analysis Unit" als 
Beispiel für eine Einrichtung zur Bewertung 
technologischer Entwicklungen beim Bundes­
tag dienen?

C  4. Welche anderen denkbaren Organisationsfor­
men halten Sie als politische Entscheidungs­
hilfe für notwendig und geeignet?

Vor einer Institutionalisierung des Technology As­
sessment in der Bundesrepublik Deutschland dürfte 
es angebracht sein, neben den von den Fraktionen 
bereits vorgeschlagenen Konzepten, dem „Amt zur 
Bewertung technologischer Entwicklung beim Deut­
schen Bundestag", dem „Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der technologischen Entwicklung beim 
Bundestag oder bei der Regierung" bzw. einer „Or­
ganisationsform entsprechend der britischen Pro­
grammes Analysis Unit" noch andere Modelle auf 
ihre Vor- und Nachteile für die Gewinnung von bes­
seren Entscheidungsgrundlagen für die technologi­
sche Entwicklung zu finden. Hierbei wird vor allem 
die Frage nach der unter A. 1 bereits diskutierten 
industriellen Entwicklung neuer Technologien von 
Bedeutung sein, die in den bisherigen Vorschlägen 
wenig berücksichtigt wird.

Zu den bisherigen Vorschlägen für eine Institutio­
nalisierung von Technology Assessment in der Bun­
desrepublik Deutschland sind zunächst folgende 
Anmerkungen zu geben:

Das in Anlehnung an die US-amerikanische Lösung 
vorgeschlagene Amt zur Bewertung technologischer 
Entwicklungen beim Deutschen Bundestag ist im
Hinblick auf die von der US-amerikanischen Situa­
tion stark abweichende verfassungspolitische Grund­
konzeption der Bundesrepublik Deutschland als in 
seinem Aufgabenbereich zu eng angelegt anzuse­
hen. Wie bereits hervorgehoben, besteht die Not­
wendigkeit einer solchen umfangreichen. Beratungs­
kapazität zur besseren Berücksichtigung aller we­
sentlichen Folgen einer Technologie bei allen Ent­
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scheidungsträgern in der gleichen Weise. Falls eine 
derartige Institution geschaffen würde, wäre daher 
eine über die Beratung der Mitglieder des Deut­
schen Bundestages hinausgehende Aufgabenstel­
lung wünschenswert, vor allem zur Vermeidung von 
Doppelarbeit. Hinzu kommt, daß es schwer sein 
wird, eine Organisationsform für ein solches Amt 
zu finden, die es erlaubt, die Assessment-Teams 
flexibel, den jeweiligen Aufgaben optimal angepaßt 
zusammenzustellen.

Ein Sachverständigenrat, der ähnlich wie der Sach­
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung die technologische Entwick­
lung begutachtet, scheint im Augenblick ebenfalls 
der erwähnten Zielsetzung nicht voll zu entspre­
chen. Ein wesentlicher Grund hierfür ist, daß die 
Bewertungskriterien für die Globalziele der Techno­
logie- und Entwicklungspolitik, die ja Ausgangs­
punkt der vom Sachverständigenrat vorzunehmen­
den Beurteilung sein müßten, im Gegensatz zu den­
jenigen der Wirtschaftspolitik nicht eindeutig fest­
gelegt sind. Darüber hinaus ist zu befürchten, daß 
ein solches Gutachten entweder zu allgemein sein 
würde oder eine sehr begrenzte Anzahl von Tech­
nologien herausgreifen würde, was dem Ziel der 
rationalen gesamtgesellschaftlichen Entscheidung 
über die Einführung und Anwendung neuer und 
notwendiger Änderungen bestehender Technolo­
gien nicht dienen würde. Hinzu kommt, daß die 
Sachkenntnis eines Sachverständigenrats in Anbe­
tracht der Vielzahl der Problembereiche und der 
Vielfältigkeit der zu untersuchenden Aspekte als 
sehr begrenzt einzustufen sein würde -  ein Nach­
teil, der die Anssagemöglichkeiten eines solchen Gre­
miums ebenfalls stark einschränkt.

Gegenüber der Programm Analysis Unit scheint eine 
mehr flexible Organisationsstruktur vorteilhaft zu 
sein, vor allem in Hinblick auf die Zusammenstel­
lung'der für die einzelnen Technology^Ässessrhent- 
Aufgaben besonders geeigneten Gruppen. Ebenso 
kennen einige positive Nebenwirkungen anderer 
institutioneller Konzepte, die vor allem in einer hö* 
heren Interaktion und gegenseitigen Befruchtung 
efer einzelnen Förschungsinstitutionen liegen, nicht 
erreicht werden.

Unter1 Einbeziehung der bereits erwähnten zusätz­

lichen Kriterien für die Institutionalisierung des 
Technology Assessment in der Bundesrepublik 
Deutschland wäre zu prüfen -  und das müßte im 
Rahmen einer umfassenden Analyse geschehen - ,  
ob nicht die Errichtung einer unabhängigen Institu­
tion, entsprechend dem rechtlichen und organisato­
rischen Konzept des Sachverständigenrats zur Begut­
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, den 
breiten Technology-Assessment-Aufgaben in der 
BRD am besten dienen würde. Die Aufgabe dieser 
Institution müßte jedoch über die Aufgaben eines 
Sachverständigenrats weit hinausgehen; es wird hier 
nur eine ähnliche institutioneile Ausgestaltung wie 
die des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung diskutiert. Diese 
Institution sollte gleichermaßen auf Initiativen des 
Parlaments wie auch der Exekutive Assessment-Un­
tersuchungen vornehmen. Um die für diese Aufga­
benstellung notwendige Flexibilität in der Zusam­
mensetzung der Forschungsteams zu erreichen, 
sollte sie nur als eine Art Koordinierungsstelle, Se­
kretariat oder Kommission fungieren, die bei der 
Zusammenstellung der Forschungsteams auf beste­
hende Kapazitäten in Universitäten und Forschungs­
institutionen des In- und Auslandes zurückgreifen 
würde. Dieses Konzept würde gewährleisten, daß 
eine für die bestimmte Assessment-Aufgabe jeweils 
optimale Forschungsgruppe zusammengestellt wer­
den kann. Eine solche Vorgehensweise ermöglicht 
nicht nur, Schwerfälligkeit und aufwendige Struktu­
ren weitgehend zu vermeiden, sie hat darüber hin­
aus noch den Vorteil, daß Forscher mit unterschied­
lichem Erfahrungshintergrund, Zielvorstellungen 
und methodischen Konzepten in einem Team arbei­
ten -  ein Konzept, das sowohl die Durchführung 
der Assessment-Aufgabe verbessern würde als auch 
durch gegenseitige Befruchtung der einzelnen Insti­
tutionen zu einer Verbesserung der Gesamtlage, vor 
allem der multidisziplinären Forschung in der Bun­
desrepublik Deutschland, beitragen würde.

Primäre Aufgabe einer solchen Koordinierungsstelle 
für Technologie-Bewertungen dürfte das Assessment 
solcher Tächiologiwi seih; deren Entwicklung von 
der Buhdesregiening oder vorn Bundestag initiiert 
wird; nur in Ausnahmefällen, z. ß. bei für die Ge­
samtgesellschaft sehr bedeutsamen technologischen 
Entwicklungen der Industrie, sollte die Koordirtie- 
rungsstelle auf Initiative der Regierung:oder des Par-



27

laments auch diese im Privatsektor entwickelten 
Technologien in ihren Folgen für die Gesamtgesell­
schaft untersuchen. Im übrigen wäre zu überlegen, 
daß im Hinblick auf die Fülle der von der Industrie 
federführend entwickelten Technologien ein mög­
lichst dezentrales Konzept angewandt wird, um zu 
vermeiden, daß Technology Assessment zu einem 
Technology Arrestment wird, d. h. den Forschungs­
und Entwicklungsprozeß hemmt. Hier wäre z. B. an 
eine Verpflichtung der Industrie zur Durchführung 
einer Technology-Assessment-Untersuchung durch 
neutrale Forschungsgruppen bei größeren Entwick­

lungen ähnlich den Vorschriften des National En­
vironmental Protection Act in den USA zu denken 
-  verbunden mit der Auflage, diese Untersuchung 
bei der Koordinierungsstelle fürTechnoIogie-Bewer- 
tung zur Information von Regierung und Parlament 
zu hinterlegen. Selbstverständlich müßten für die 
Durchführung solcher Technology-Assessment-Stu- 
dien Richtlinien aufgestellt werden, die auf Erfah­
rungen der Koordinierungsstelle bei dem Assess­
ment staatlich geförderter Technologien aufbauen 
könnten.


